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Vertraulich ! 
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Vorsitz: 

Vizekanzler F i n k. 
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1  Weiters waren zwei Schriftführer anwesend. 
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1.2 

Staatsschuldenkontrollkommission; Beendigung ihrer Wirksamkeit. 

Der Vorsitzende macht von einem Berichte der Staatsschuldenkontrollkommission 

Mitteilung, wonach sie mit der Gegenzeichnung der Obligationen der 4 %igen 

deutschösterreichischen Staatsanleihe im Gesamtnominalbetrage von 590,010.000 Kronen 

ihre Geschäfte beendet habe. Da im Sinne des § 9 des Gesetzes vom 6.Februar 1919, St.G.Bl. 

Nr. 85, über den Staatsrechnungshof die Kontrolle der Gebarung in der gesamten 

Staatswirtschaft einschließlich der Staatsschulden auf den Staatsrechnungshof übergegangen 

ist, wäre die Staatsschuldenkontrollkommission nunmehr ihres Amtes zu entheben. Gemäß § 

19 des zitierten Gesetzes sei der Staatsrat zur Enthebung der Kommission ermächtigt. Diese 

Ermächtigung sei durch den Artikel 6, Abs. 1, des Gesetzes vom 14. März 1919, St.G.Bl. Nr. 

179, über die Volksvertretung auf die Staatsregierung übergegangen. Der Vorsitzende 

beantrage daher, der Kabinettsrat wolle die Staatsschuldenkontrollkommission 

beziehungsweise deren einzelne Mitglieder - Rechtsanwalt Dr. B e n e d i k t als 

Vorsitzenden, Dr. Ferdinand W i m m e r Min. a. D., Vizegouverneur der österreichisch-

ungarischen Bank und Rechtsanwalt Dr. Viktor K i e n b ö c k als Mitglieder ihres Amtes 

entheben und ihn ermächtigen, den Genannten die erfolgte Enthebung unter Bekanntgabe des 

Dankes der Staatsregierung für ihre Betätigung in der Staatsschulden-Kontroll-Kommission 

mitzuteilen und hievon zugleich dem Präsidenten des Staatsrechnungshofes, der nunmehr die 

Geschäfte der Staatsschuldenkontrollkommission zu übernehmen hat, Kenntnis zu geben. 

Der Kabinettsrat pflichtet diesem Antrage bei. 

In diesem Zusammenhange verweist Staatssekretär E l d e r s c h auf die Notwendigkeit 

der Unterbringung der nunmehr entbehrlich gewordenen, dieser Kommission zugeteilten 

Beamten, worauf der Kabinettsrat den sprechenden Staatssekretär einladet, zunächst ein 

Verzeichnis der in Betracht kommenden Staatsangestellten an jene Ressorts zu leiten, aus 

welchen sie hervorgegangen sind.3 

 
α I. Staatsschuldenkontrollkommission hat ihre Arbeit beendet. Mitglieder sind noch ….. 

E l d e r s c h: Man wird auch eine Verfügung wegen des Personals treffen müssen. Ein Beamter der VI., 2 

Oberrechnungsräte und etwas Kanzleipersonal. Die Leute haben nichts zu tun und wenden sich an mich. Habe 

mich an Staatsrechnungshof gewendet, ob Beamte nicht dort aufgenommen werden könnten, keine Antwort 
                                                 
2  Vor dem ersten Tagesordnungspunkt scheint im Stenogramm ein Tagesordnungspunkt auf, der nicht ins 

Stenogramm aufgenommen wurde und im Anschluss an das Protokoll unter „Zusätze aus den 
Stenogrammen“ wiedergegeben wird. 

3  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Ausführungen im Stenogramm, die im Anschluss zwischen zwei α-
Zeichen wiedergegeben werden. 



bekommen. Der VI. ist ein Richter.  

B r a t u s c h: Einen Richter könnte ich brauchen.  

E l d e r s c h: Ich glaube, wir sollten den Wunsch aussprechen, die Ressorts mögen sich umsehen, sie unter 

zu bringen.  

S c h u m p e t e r: Es wird hier eine Konkurrenz um die Herren sein.  

E l d e r s c h: Die Ressorts der früheren Zuständigkeit werden wir fragen. α 

 

2. 

Steiermärkische Landesordnung; Abänderungen. 

Über Einladung des Vorsitzenden erstattet Sektionsrat Dr. F r o e h l i c h das diesem 

Protokoll als Beilage angeschlossene Referat über die Frage von Abänderungen der 

steiermärkischen Landesordnung. 

Staatssekretär Dr. B r a t u s c h erklärt sich mit den Ausführungen in diesem Referate 

durchaus einverstanden, würde jedoch behufs formaler Änderung einer Stelle des Erlass-

Entwurfes noch ein kurzwegiges Einvernehmen zwischen der Staatskanzlei, dem Justizamte 

und dem Staatsamte für Finanzen anregen. 

Der Kabinettsrat genehmigt schließlich das ihm vorgelegte Referat und pflichtet 

gleichzeitig der Anregung des Staatssekretär Dr. B r a t u s c h bei.4 

 

3. 

Staatskanzlei; Abteilung für Minderheitsschutz- und Propagandadienst, Liquidierung. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass auf Grund des Staatsratsbeschlusses vom 9. Dezember v. J. 

in der Staatskanzlei eine eigene Abteilung für Minderheitsschutz errichtet worden sei, welche 

die deutschen Sprachinseln und Minderheiten, die in den im Gebiete der ehemaligen 

österreichisch-ungarischen Monarchie entstandenen nationalen Staaten zurückbleiben, samt 

ihrem materiellen und kulturellen Besitzstand zu verzeichnen, sowie mit diesen Sprachinseln 

und Minderheiten fortan ständige Verbindung zu halten und in jeder Hinsicht ihre Interessen 

zu wahren habe. In Verbindung mit der „Minderheitsschutzstelle" sei weiters eine Abteilung 

„Propagandadienst“ eingerichtet, der es obliegt, in der öffentlichen Meinung der 

Nachbarvölker die Interessen und Bestrebungen Deutschösterreichs zu vertreten und zu 

fördern. Eine politische Propaganda irgendwelcher Art im Innern des Staates zu führen, sei -

die bedrohten und vom Feinde besetzten Grenzgebiete ausgenommen, - nicht in dem 

                                                 
4  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt auch das Stenogramm: 

„II. Formale Behandlung der Landtagsbeschlüsse. 
B r a t u s c h: Im wesentlichen einverstanden. 
Einverstanden. 
S c h u m p e t e r: Finanzamt beigezogen werden. Gottlieb oder Grünfeld.“ 
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Wirkungskreis der erwähnten Abteilung gelegen. 

Angesichts des bevorstehenden Abschlusses der Verhandlungen in St. Germain sei nun die 

Frage zu prüfen, ob dieser „Minderheitsschutz- und Propagandadienst " aufrechtzuhalten ist. 

Diese Frage dürfte zu verneinen sein. 

Der Kampf um die nationalen Gebiete, welche auf Grund des völkischen 

Selbstbestimmungsrechtes von der deutschösterreichischen Republik in Anspruch genommen 

worden waren, sei durch den Friedensschluss zunächst offiziell erledigt. Die deutschen 

Minderheiten in den Sukzessionsstaaten werden nunmehr durch den Erwerb der neuen 

Staatsbürgerschaft einer amtlichen Ingerenz der deutschösterr. Staatsregierung entrückt. 

Insoweit einzelne Angehörige dieser Minderheiten die deutschösterreichische 

Staatsbürgerschaft erwerben, falle die Wahrnehmung ihrer Interessen normalmäßig in den 

Wirkungskreis des Staatsamtes für Äußeres. Eine hervortretende Mitwirkung der 

Staatskanzlei bei diesen Agenden wäre weder vom Standpunkte einer geordneten 

einheitlichen Administration noch vom politischen Standpunkte zweckmäßig, müsste doch 

die politische Deckung aller Verfügungen auf diesem Gebiete vom Staatsamte für Äußeres 

übernommen werden. 

Ebensowenig könne weiterhin ein Propagandadienst Aufgabe der Staatskanzlei sein. Ein 

solcher Dienst berührt nach Herstellung normaler Zustände die heikelsten Gebiete der 

Außenpolitik und könne nur im Rahmen der gesamten Führung der außenpolitischen 

Geschäfte in einer nützlichen Weise versehen werden. In der Hand jeder anderen Stelle werde 

er zu einer ständigen Quelle von Verlegenheiten und Gefahren. 

Für gewisse Geschäfte der Fürsorge, die aus der Abwicklung laufender Aktionen, z. B. für 

stellenlos gewordene Staatsangestellte zivilen und militärischen Standes u. dgl. sich noch 

längere Zeit hindurch ergeben werden, würde die bisher als „Sudetendienst " bezeichnete 

Abteilung unter anderer, den tatsächlichen Verhältnissen entsprechender Bezeichnung zur 

Verfügung stehen. 

Der Vorsitzende stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat wolle grundsätzlich die 

Liquidierung der Abteilung der Staatskanzlei „Minderheitsschutz- und Propagandadienst“ 

beschließen. 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschlusse. 

 

4. 

Finanzlage der Stadt Graz. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r erbittet die Schlussfassung des Kabinettsrates über ein 



von der Stadtgemeinde Graz gestelltes dringendes Ansuchen um Gewährung einer staatlichen 

Subvention im Betrage von 10 Millionen Kronen, von welcher Redner bereits den Betrag von 

2 Millionen Kronen in Anhoffnung der Zustimmung des Kabinettsrates der Stadt Graz 

telegrafisch überwiesen habe. 

Nach einer längeren Debatte beschließt der Kabinettsrat, diese Angelegenheit vorläufig zu 

vertagen und den Staatssekretär für Finanzen einzuladen, an alle Kabinettsmitglieder im Sinne 

der Geschäftsordnung des Kabinettsrates zunächst eine schriftliche Darstellung des 

Gegenstandes mit einem motivierten Antrage zu übermitteln.5 

 
α IV. S c h u m p e t e r: Finanzlage von Graz.  

Ich sehe hier zwar ein Referat über diese Gegenstände und auch die Denkschrift der Stadt Graz, aber der von 

mir stammende Zettel fehlt. Ich muss daher die Sache auf Grund des Referates machen. Stadt Graz hat eine 

Reihe von Wünschen. Der dringendste ist die Deckung des Gebarungsdefizits. Dieses soll bis auf den Betrag von 

10 Mill. gedeckt werden. 2 Mill. hievon habe ich ihr bereits telegraphisch überwiesen, weil Bürgermeister M. 

und Finanzreferent Engelhofer erklärten, dass sie ohne diese 2 Mill. keine Gehälter auszahlen könnten. Es 

handelt sich um die prinzipielle Frage der Lage der autonomen Körperschaft. Sobald wir Ausweg durch die 

Dickichte der Staatswirtschaft sehen, würden wir zu einer Reform der Landesfinanzen schreiten. Solange die 

erste Bedingung nicht erfüllt ist, können wir von den staatlichen Hoheitsrechten nichts an die Länder abgeben, 

weil damit die staatlichen Hoheitsrechte vernichtet würden. Es muss aber den autonomen Körperschaften 

geholfen werden, durch temporäre Mittel, bis wir in geordnete Verhältnisse kommen. Die autonomen Finanzen 

sind im Vergleich zu den staatlichen Finanzen nicht bedenklich. Aber die autonomen Körperschaften haben 

keine so große Gebarung und haben eine geringe Kreditfähigkeit. Die bedürfen der Hilfe durch Zuweisung von 

Einnahmen, vor allem aber durch Zuweisung von Subventionen. In dieser Meinung begnügte ich mich mit der 

Anschauung des Depots. Jetzt kommt die Frage der anderen Städte mit eigenem Statut und wir müssen ihnen 

Subventionen im Höchstausmaß jener Summe gewähren, welche sich durch die Übertragung des Schlüssels der 

Einwohnerzahl und Ausgehen von der Summe der der Gemeinde Wien gewährten Subvention ergibt. Graz 

bekäme darnach 10 Mill. K. Es lauern dahinter eine Reihe von schwerwiegenden Wünschen. Die Hauptsache ist 

die Beseitigung des fixen Systems. Aus Mangel an Arbeitskräften für die Fäkalienabfuhr ist die Frage eine 

sanitäre Gefahr geworden. Es wäre die Durchführung einer Kanalisation wünschenswert. In Graz ist die 

Arbeitslosigkeit nur gering und es kommt hiezu, dass die arbeitslosen Arbeiter vermutlich zur Kanalisierung 

nicht geeignet sind. Solche Arbeiten haben früher Slawen und Italiener gemacht. Da würde es sich um weitere 4 

Mill. handeln, weiters bittet die Gemeinde um 10 Mill. K., 5 3/4 Mill. K. zur Abtragung der  

schwebenden Schuld für die Gebarungsabgänge der Jahre 1913/14. Infolge einer rückständigen Gebarung ist die 

Gemeindesparkasse die einzige Kreditquelle der Gemeinde Graz. Diese sitzt mit 5 3/4 Mill. darin. Die 

Stadtgemeinde ist Garant der Sparkasse. Infolgedessen wünscht die Gemeinde Abhilfe zu schaffen, zumal ..... 

[Stenogramm bricht ab] 

3) Erbringung eines möglichst hohen Betrages zur Anlegung einer Schwemmkanalisation. Diese Summe soll 

                                                 
5  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die ausführlichen Ausführungen im Stenogramm, die im Anschluss 

zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben werden. 
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in Form einer nicht rückzahlbaren staatlichen Beihilfe sein. 80 Mill. - 4 - 5. 

4) Überlassung der gesamten Grazer Realsteuern.  

F i n k: Nur das nötige beschließen. Die Details müssen dann ohnedies bei den Länderkonferenzen 

besprochen werden.  

E l l e n b o g e n: Ich habe gegen die ganze Art, solche Sachen ex abrupto zu behandeln, ein schweres 

Bedenken, denn die Finanzfrage ist der einzige Punkt, wo wir gegenüber den Ländern stärker sind. Wenn wir sie 

anschneiden, sollen wir das nur im Zusammenhang der Regelung des Verhältnisses der Länder zum Staat 

behandeln. Einzelne Verhandlungen mit den Ländern führen nicht zu dem Ziele, sie werden sich in den 

Forderungen halt einzeln überbieten.  

P a u l: Ich möchte auch befürworten, unsere Position nicht den Steiermärkern gegenüber aus der Hand zu 

geben. Sie haben verlangt, Abgeordnete nach Graz zu schicken, weil die Grazer mit den Wiener Staatsämtern 

nicht mehr verhandeln. Sind wir den Ländern gut genug, Geld zu schicken, dann müssen wir ihnen auch gut 

genug sein, dass sie mit uns verhandeln.  

S c h u m p e t e r: Die Stärkung der Machtposition des Staates erwächst geradezu aus der 

Subventionierungsmethode. Bei der Länderkonferenz werden die Länder sich gegenseitig in die Höhe steigern. 

Die Stadtgemeinde Graz ist zwar nicht frei von den autonomistischen Tendenzen. Ich habe die Vorladung nach 

Graz auch bekommen. Wir haben antworten lassen. Die Finanzmethode, abgesehen von der Dringlichkeit der 

Probleme, ist geeignet, die Subventionen en zu stärken.  

F i n k: Wenn wir 10 Mill. ohne Überlegung beschließen, so ist das eine schwierige Sache. Sie verhandeln 

leichter mit dem einzelnen Land, die anderen Länder erfahren das und wenn ein Land merkt, dass ein anderes 

mehr bekommen hat, dann verlangen die anderen dasselbe. Dass Graz bereits 2 Mill. gegeben wurden, war eine 

Notstandshilfe. Aber ihnen noch weitere 8 Mill. zu geben, scheint mir gefährlich.  

S c h u m p e t e r: Ich mache aufmerksam, dass die Art die Länder fest zu halten, nur die ist, ihnen 

finanziell soweit als möglich entgegen zu kommen. Machen wir ihnen Schwierigkeiten, stoßen wir sie ab. Nach 

der Verfassung können uns die Länder große Steuerschwierigkeiten machen. Sie können z.B. einen Zuschlag zur 

Einkommensteuer einheben, ohne dass wir sie hindern können. Die Überweisung der Realsteuer werden wir 

vornehmen müssen, wenn wir aus den größten finanziellen Schwierigkeiten sind. Solange wir das nicht sind, 

müssen wir es ablehnen. Um das finanzielle System des Staates einheitlich zu erhalten während der 

Übergangszeit, deswegen ist die Subventionsmethode gewählt. Wir erhalten die Einkommensteuer intakt und 

erhalten uns die Realsteuern.  

W.: (?) Auch die Länder werden an den Staat herantreten. Bei Städten würde ich Einzelverhandlungen nicht 

für so bedenklich halten, wenn nichts geschieht, was präjudiziell wirkt, wie die Subventionierung von Wien. 

Wenn man nicht darüber hinausgeht zu geben, was nach der Einwohnerzahl angemessen ist, können wir uns 

vorläufig fortwursteln. Aber bei den Ländern muss die Auseinandersetzung so geschehen, dass alle Fragen, die 

auch zu regeln sind, einbezogen werden.  

H a n u s c h: Wir müssen die Frage in einer Länderkonferenz beraten. Die Frage ist sehr dringend. Das 

Dringendste haben wir mit den 2 Mill. K. erledigt. Es wird nur verlangt, der Staatssekretär möge das Material 

vervielfältigen lassen und ausgeben. Antrag: Staatssekretär wird gebeten, das Material vervielfältigen zu lassen, 

damit in der nächsten Sitzung über die weiteren 8 Mill. K. beraten wird. Die Begründung für die weiteren 8 

Mill., zusammen 10 Mill. K. zu vervielfältigen und den einzelnen Staatsämtern zukommen zu lassen. 

Gegenstand kommt dann auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung. α 



 

5. 

Führung des d. ö. Staatswappens durch die Ingenieur-Kammern und die behördlich 

autorisierten Privattechniker, sowie Bergbauingenieure. 

Staatssekretär E l d e r s c h führt aus, dass nach der Verordnung des Ministeriums des 

Innern vom 24. April 1858, R.G.Bl. Nr. 61, die Führung des kaiserlichen Reichswappens oder 

Reichsadlers oder eines anderen Landeswappens von einer allerhöchsten Bewilligung oder 

von der in einem besonderen Gesetze ausgesprochenen Gestattung bedingt gewesen sei. 

Im Sinne dieser Verordnung sei unterm 5. Dezember 1910 den behördlich autorisierten 

Privattechnikern und den auf Grund der Ministerialverordnung vom 23. Mai 1872, R.G.Bl. 

Nr. 70, bestellten Bergbauingenieuren das Recht verliehen worden, bei den in ihrem 

Wirkungskreise gelegenen Ausfertigungen den kaiserlichen Adler im Siegel zu führen. Das 

gleiche Recht wurde unterm 19. April 1915 den auf Grund des Gesetzes vom 2. Jänner 1913, 

R.G.Bl. Nr. 3, errichteten Ingenieurkammern zuerkannt. 

Das Staatsamt für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten habe nunmehr angeregt, dass 

von den autorisierten Privattechnikern, den Bergbauingenieuren und den Ingenieurkammern 

in Hinkunft an Stelle des kaiserlichen Adlers das Staatswappen der Republik 

Deutschösterreich zu führen wäre. 

Aus der Berechtigung, das Reichswappen oder den Reichsadler zu führen, könne nicht 

ohne weiters das Recht zur Führung des deutschösterreichischen Staatswappens abgeleitet 

werden. Die Berechtigung sei seinerzeit als besondere monarchische Auszeichnung verliehen 

worden und sei vielfach auf Erwägungen zurückzuführen gewesen, die den heutigen 

Verhältnissen und Auffassungen nicht mehr entsprechen. Es werde deshalb daran festzuhalten 

sein, dass die Befugnis zur Führung des deutschösterreichischen Staatswappens auch dann 

einer besonderen Genehmigung bedürfe, wenn der Bewerber bisher die Berechtigung zur 

Führung des kaiserlichen Adlers besaß. 

Den behördlich autorisierten Privattechnikern und Bergbauingenieuren, die von der 

Staatsbehörde in Eid und Pflicht genommen werden und der staatlichen Disziplinargewalt 

unterstehen, obliegen Aufgaben, die sie mit der Autorität öffentlicher Funktionäre zu 

besorgen haben. Durch die Berechtigung, das deutschösterreichische Staatswappen im Siegel 

zu führen, würde ihnen, ähnlich wie den Notaren, weiterhin ein äußeres Zeichen ihres 

öffentlichen Amtes zugesprochen werden. Das gleiche gelte von den Ingenieurkammern, 

welche nach § 1 des Gesetzes vom 2. Jänner 1913, R.G.B1. Nr. 3, gesetzlichen 

Vertretungscharakter haben. Der sprechende Staatssekretär stelle daher den Antrag, es sei den 
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Ingenieurkammern den behördlich autorisierten Privattechnikern und Bergbauingenieuren die 

Berechtigung zuzuerkennen, bei den in ihrem Wirkungskreis gelegenen Ausfertigungen das 

Staatswappen der Republik Deutschösterreich zu führen. 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluss. 

 

6. 

Vollzugsanweisung der Staatsregierung, betreffend die Anwendung der Bestimmungen 

des Invalidenentschädigungsgesetzes auf Personen des militärischen Berufsstandes und ihre 

Hinterbliebenen. 

Unterstaatssekretär Dr. W a i s s erbittet und erhält vom Kabinettsrate, die Ermächtigung 

zur Erlassung einer Vollzugsanweisung der Staatsregierung, betreffend die Anwendung der 

Bestimmungen des Invalidenentschädigungsgesetzes auf Personen des militärischen 

Berufsstandes und ihre Hinterbliebenen. 

 

7. 

Gesetzentwurf, betreffend die Auflösung der Generalinspektion der österreichischen 

Eisenbahnen und Einbeziehung der Geschäfte derselben in den engeren Wirkungskreis des 

Staatsamtes für Verkehrswesen. 

Staatssekretär P a u l erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung zur 

Einbringung eines Gesetzentwurfes, betreffend die Auflösung der Generalinspektion der 

österreichischen Eisenbahnen und Einbeziehung der Geschäfte derselben in den engeren 

Wirkungskreis des Staatsamtes für Verkehrswesen.6 

 

8.7 

„Henry“-Seifen-, Kerzen- und Fettwarenfabrik in Wels; Erklärung der Ausführung einer 

Starkstromfreileitung als begünstigter Bau. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n erbittet unter eingehender Darstellung der Sachlage 

vom Kabinettsrate die Ermächtigung, ein Einschreiten der „Henry"- Seifen-, Kerzen- und 

Fettwarenfabrik G.m.b.H. in Wels um Erklärung der Ausführung einer Starkstromfreileitung 

vom Elektrizitätswerk in Wels nach der neu projektierten Anlage zur Härtung von Fetten als 

                                                 
6  „Forderung der Bediensteten im Streik, die ihnen auch zugestanden wurde, auch wirklich eine Sache der 

Ersparung und Vereinfachung. Wir haben nur noch Staatsbahnen, brauchen daher keine eigene Inspektion 
für die wenig verbliebenen Privatbahnen stellen.“ 

7  Vor diesem Tagesordnungspunkt scheinen im Stenogramm drei Tagesordnungspunkte auf, der nicht ins 
Stenogramm aufgenommen wurden und im Anschluss an das Protokoll unter „Zusätze aus den 
Stenogrammen, Punkt VIII, IX und X“ wiedergegeben wird. 



begünstigter Bau im Sinne der kaiserlichen Verordnung vom 16. Oktober 1914, R.G.Bl. Nr. 

284, willfahren zu dürfen.8 

Der Kabinettsrat erteilt dem sprechenden Unterstaatssekretär die erbetene Ermächtigung. 

 
α P a u l: Es wäre an der Zeit, diese Angelegenheit zu nützen, um ein Staatsamt zu ersuchen, dass mit den 

begünstigten Bauten aufgeräumt werden sollte. Das Gesetz steht noch in Kraft, ist aber eigentlich schon ganz 

überholt.  

E l l e n b o g e n: Wir werden das Gesetz doch noch brauchen wegen des abgekürzten Verfahrens, das das 

Gesetz vorsieht.  

P a u l: Es ist eine Ausnahmszustand. Der eine muss den langen Weg mitmachen.  

B r a t u s c h: Möglichst zurückhalten, Begünstigung zu gewähren.  

Paul: Die Leute kommen heute weniger, weil sie glauben, dass das Gesetz nicht mehr besteht. Es ist nur 

Abkürzung der Formalität.  

E l l e n b o g e n: Möchte bitten, dass vorläufig an der Verordnung nichts geändert wird. In dem Gesetz 

über die el. Anlage und Wasserrechtsgesetz ist das wesentliche dieser Verordnung durch die Abkürzung des 

Verfahrens aufgenommen. Solange diese Entwürfe nicht Gesetz sind, brauchen wir die Verordnung wie ein 

Bissen Brot. α 

 

9. 

Konferenz über die Frage der Waren-Ein- und Ausfuhr in Steiermark. 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n macht Mitteilung von einer Zuschrift der 

Landesregierung in Graz, in welcher die Entsendung von Vertreter der beteiligten Staatsämter 

zu einer am 28. Juli d. J. in Graz abzuhaltenden Besprechung über die lokale Regelung der 

Waren- Ein- und Ausfuhr in Steiermark verlangt wird. Der sprechende Unterstaatssekretär ist 

der Anschauung, dass ungeachtet des durchaus ungehörigen Tones, in welchem dieses 

Schreiben gehalten ist, Vertreter der Staatsämter für Finanzen und für Volksernährung nach 

Graz entsendet werden sollten, damit allzuweitgehende Beschlüsse bei dieser Besprechung 

durch unmittelbares Eingreifen der Regierungsvertreter hintangehalten werden. Die 

Delegierten wären aber in ihren Vollmachten auf die bloße Einholung von Informationen über 

den Gang der Verhandlungen zu beschränken und mit keinerlei Entscheidungsbefugnis 

auszustatten. Die Mitteilungen des Unterstaatssekretärs Dr. E l l e n b o g e n veranlassen den 

Kabinettsrat, sich mit der ungebührlichen Form zu befassen, in der die steiermärkische 

Landesregierung seit längerer Zeit mit den Zentralbehörden in Wien verkehre. Über Antrag 

des Staatssekretärs P a u l beschließt der Kabinettsrat, dass die Staatskanzlei der 

Landesregierung in Graz in einem besonderen Erlasse die Unzulässigkeit des von ihr 
                                                 
8  Vgl. an dieser Stelle eine Wechselrede, die nur im Stenogramm festgehalten ist und im Anschluss zwischen 

zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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mehreren Staatsämtern gegenüber angeschlagenen Tones ernstlich auszustellen habe. Mit 

Bezug auf die gewünschte Entsendung von Vertretern der Staatsämter zu der Besprechung am 

22. Juli wird in diesem Erlasse schließlich der Landesregierung noch zu eröffnen sein, dass 

die Referenten augenblicklich nicht abkömmlich seien und erst im Laufe der nächsten Woche 

zwecks Einholung von Informationen und Entgegennahme der Wünsche der steiermärkischen 

Landesregierung nach Graz entsendet werden würden.9 

 
α E l l e n b o g e n: Es ist für Innsbruck eine Aus- und Durchfuhrstelle geschaffen worden. Die 

Erwartungen Tirols erfüllen sich nicht, sie haben nichts einzuführen. Dafür hat diese Sache sofort ihre Wirkung 

auf die anderen Länder, Graz gehabt. Steiermark wünscht eine weit größere Sache. Dieser Wunsch in der etwas 

groben Form in der die Steiermark sagt, sie beruft das ein und man soll hinkommen. Auch der Standpunkt des 

Statthalters war der, dass man sagen soll, sie sollen nach Wien kommen. Darauf wurde geantwortet, dass soviele 

Leute dazu notwendig seien, die Sache in Wien zu machen. Es besteht die Gefahr, wenn man die Leute allein 

arbeiten lässt, dass Beschlüsse gefasst werden, ohne dass man deren Tragweite sofort beurteilen kann und die 

uns in einen Konflikt mit dem Land bringen werden. Sie werden uferlos Dinge beschließen, wir werden nicht 

entgegentreten können, es kommt ein schriftliches Verfahren heraus und der Länderkonflikt ist da. Es fragt sich, 

ob nicht die Entsendung von Vertretern vorteilhaft wäre, die den Leuten die kuriosesten Dinge ausreden. 

Handelsamt wäre dafür, jemand hinzuschicken, wünschenswert, dass auch Verkehrs-, Finanz-, 

Volksernährungsamt zur Einholung von Information. Nicht so, dass die Sendlinge entscheiden sollen, sondern 

die Sache hinhaltend behandeln, damit nicht ein neuer Konflikt entsteht, von dem es von vornherein zweifelhaft 

ist, ob er nicht mit unserer Niederlage enden wird. Je ein Mann wird zu Informationszwecken hinuntergeschickt.  

S c h u m p e t e r: Bin ganz entschieden dagegen, dass man auf einen so groben Brief antwortet, dass es wie 

eine Antwort aussieht. Würde beantragen, dass die Leute nach Wien kommen.  

E l l e n b o g e n: Das mit dem Wien-Kommen hat schon seine Begründung. Die Akzeptation wäre zu teuer. 

Ich halte einen Konflikt nicht für zweckmäßig. Den Sendlingen soll der Auftrag gegeben werden, den Herren 

über die Formalität einen Vorhalt zu machen, dass es in dieser Weise nicht geht, sie aber davon abzuhalten, erst 

die Sache durchzuberaten und dann Entscheidung abzuwarten.  

S c h u m p e t e r: Sachlich lässt sich über das Begehren reden, aber die Form ist das Unmögliche. Die 

Zentralregierung muss doch einen gewissen Schein von Autorität wahren.  

E l d e r s c h: Der Verkehr mit der Steiermark wird durch den Ton von dort geradezu unmöglich. Man kann 

nicht dulden, dass so geschrieben wird. Beantrage, dass ein grundsätzliches Schreiben von der Staatskanzlei über 

die Art des Verkehrs ergeht. Dass die betreffenden Organe dahin unterrichtet werden, dass diese Art des 

Verkehrs mit Staatsämtern nicht angeht.  

S c h u m p e t e r: Ein solcher politischer Rüffel nützt gar nichts.  

P a u l: Das ist ein sichtliches Untergraben der Autorität der Wiener Regierung.  

S c h u m p e t e r: Einfach die Referenten hinunterzuschicken, scheint mir untunlich.  

P a u l: Staatskanzlei soll den Brief schicken, sagen, die Referenten haben vorläufig keine Zeit, sie werden in 

einer Woche kommen, aber nur zum Zweck der Information. α 

                                                 
9  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die ausführlichen Ausführungen im Stenogramm, die im Anschluss 

zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben werden. 



 

10. 

Gesetzentwurf, betreffend die Zeitvorrückung der Supplenten und Assistenten an staatlichen 

mittleren Unterrichtsanstalten. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung zur 

Einbringung eines Gesetzentwurfes, betreffend die Zeitvorrückung der Supplenten und 

Assistenten an staatlichen mittleren Unterrichtsanstalten.10 

 

11. 

Besetzung der Stelle des staatlichen Direktors bei dem Credit-Institute für öffentliche 

Unternehmungen und Arbeiten. 

Laut Mitteilung des Staatssekretärs Dr. S c h u m p e t e r soll nach § 15 der vom 

Staatsamte für Inneres und Unterricht bereits genehmigten neuen Statuten des 

österreichischen Credit-Institutes für öffentliche Unternehmungen und Arbeiten dem 

gegenwärtigen Direktor ein staatlicher Vertrauensmann an die Seite gestellt werden, der vom 

Staatsamte für Finanzen zu ernennen ist. Der sprechende Staatssekretär habe dem 

Kabinettsrate bereits am 8. und 15. Juli 1919 mitgeteilt, dass für diese Stelle ein aktiver und in 

der Aktivität bleibender Beamter des Finanzressorts ausersehen sei.  

Der Kabinettsrat habe seine Mitteilungen zur Kenntnis genommen. 

Für diesen Posten bestimme er nun den Oberfinanzrat im Staatsamte für Finanzen, Dr. 

Ernst M o s i n g, der gleichzeitig Börsekommissär an die Wiener Börse und Referent für das 

gesamte Bankwesen bleibe. Durch seine langjährigen sachlichen Erfahrungen und seine 

Vertrautheit mit den in Betracht kommenden zahlreichen Personen der Finanzwelt erscheine 

der Genannte für diesen Posten besonders geeignet. Gerade die Verbindung zwischen dem 

Referate für Bank- und Börsewesen und der Direktion des ersten halbstaatlichen 

Bankinstitutes dürfte einen heilsamen Einfluss auf unser Bankwesen ausüben. Da Dr. 

M o s i n g bisher auch Staatskommissär der Boden-Credit-Anstalt war, dieser Posten aber mit 

der Stelle des Direktors eines halbstaatlichen Konkurrenzinstitutes nicht vereinbar erscheine, 

werde er von dem Staatskommissariate bei der Boden-Credit-Anstalt enthoben werden. 

                                                 
10  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante: 

„G l ö c k e l: Supplenten.  
Unterrichtsausschuss hat sich auf ein Gesetz geeinigt. Supplenten mit 2 effektiven Dienstjahren bekommen 
die X. Rangsklasse und werden dadurch zu definitiven Supplenten, sodass sie nicht mehr eine so leicht 
kündbare Stellung haben. Die Berechtigung, auf Grund der Stellenausschreibung früher in die IX. zu 
kommen, soll bieiben. Supplenten haben weitere Wünsche. Finanzamt hat zugestimmt, Unterrichtsausschuss 
hat gebeten, das als Regierungsvorlage schon morgen einzubringen, damit es am 1.9. in Kraft treten kann. 
400 Supplenten von 650, die große Mehrzahl wird einen wesentlichen Vorteil haben.“ 
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Der Kabinettsrat nimmt diese Mitteilungen genehmigend zur Kenntnis.11 

 

 

Zusätze aus den Stenogrammen 92 

 
F i n k: Verhandlungen in Feldkirch sollen nur im Hauptausschuss referiert werden. Die Herren werden 

eingeladen, an der Hauptausschusssitzung beizuwohnen. Die Herren sind damit einverstanden. 

 

VIII. P a u l: Generaldirektion für die Post hat gebeten, dass 2 Herren nach Paris gehen, um in 

Postangelegenheiten zu verhandeln.  

Bauer: Es ist nicht möglich, dass das Referat einfach eingeschickt wird. Etwas anderes können die Herren 

dort auch nicht machen.  

 

IX. P a u l: Ein pensionierter hoher Eisenbahnbeamter hat mitgeteilt, dass ein Redakteur des Prager 

Tagblattes um ein Gutachten gebeten hat über die Liquidierung des Eisenbahnamtes. Auch aus den anderen 

Staatsämtern sollen derartige Gutachten eingeholt werden.  

B a u e r: Mir wurde auch gemeldet, dass ein Liquidierungsbeamter einen Artikel darüber schreiben wird. Ich 

habe ihm sagen lassen, wenn er allgemeine Betrachtungen machen will, so steht ihm das frei, aber wenn er 

Dinge erzählen will, die nur dienstlich zu seiner Kenntnis gekommen sind, das erlaube ich nicht. Es käme ein 

Gerede heraus, das ... [Stenogramm bricht ab].  

P a u l: Einigen wir uns dahin, dass wir keine amtlichen Mittel dafür zur Verfügung stellen.  

 

X. P a u l: Abordnung von Eisenbahnern hat namens der sozialdemokratischen Gewerkschaft eine 

Aufbesserung der Teuerungszulage um 100 % verlangt. Versammlung abgehalten, hat beschlossen, dass man 

außerdem auch noch 100 % Gehalts- und Lohnerhöhung verlangt. Sozialdemokratische, deutschnationale und 

Beamte wurden aus der Versammlung entfernt. Tomschik hat gegen meinen Willen gesagt, das wird im 

Kabinettsrat besprochen werden. Die Leute wollten kommen, sind nicht gekommen, möglich, dass sie morgen 

kommen. Bitte um die Ermächtigung zu erklären, dass eine derartige Aktion vollkommen ausgeschlossen ist, 

dass ihnen am Fronleichnamstag klargelegt wurde, dass die Regierung bis zum Äußersten gegangen ist, Streik 

also aussichtslos wäre. Zur Wahrung der Disziplin sehr notwendig, so vorzugehen. 

                                                 
11  „Nächsten Dienstag, eventuell während der Haussitzung.“ 




























































